
 

 

ABSTIMMUNGSVORLAGE 
für die Volksabstimmung vom 25. Februar 2024 

Verfassungsgesetz 
vom ... 

über die Abänderung der 
Verfassung vom 5. Oktober 1921 

(Einbezug des Volkes bei der Bestellung der 
Regierung) 

Dem nachstehenden in der Volksabstimmung vom … angenommenen 
Verfassungsgesetz erteile Ich Meine Zustimmung:1 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Die Verfassung vom 5. Oktober 1921, LGBI. 1921 Nr. 15, wird wie 
folgt abgeändert: 

Art. 79 Abs. 2 bis 9 

2) Der Regierungschef und die Regierungsräte werden vom Volke im 
Wege des allgemeinen, gleichen, geheimen und direkten Stimmrechts nach 
dem Mehrheitswahlrecht bestellt. Das Oberland und Unterland bilden je 
einen Wahlbezirk. Von den vier Regierungsräten entfallen je zwei auf das 
Oberland und auf das Unterland. Der Regierungschef wird wahlbezirks-
übergreifend bestimmt. 

3) Über Wahlbeschwerden entscheidet der Staatsgerichtshof. Der 
Landtag prüft die Gültigkeit der Wahl der Regierungsmitglieder und der 
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Wahl als solcher auf Grund der Wahlprotokolle und auf Grund etwaiger 
Entscheidung des Staatsgerichtshofes (Validierung). 

4) Der Landtag spricht den Regierungsmitgliedern sein Vertrauen aus 
und schlägt die Regierungsmitglieder anschliessend dem Landesfürsten 
zur Ernennung vor. Die Regierungsmitglieder werden vom Landesfürsten 
ernannt. 

5) Spricht der Landtag einem Regierungsmitglied sein Vertrauen nicht 
aus, finden unverzüglich Neuwahlen des Landtages und der Regierung 
statt. Ernennt der Landesfürst ein Regierungsmitglied nicht, ist unverzüg-
lich ein neues Regierungsmitglied für den Rest der Amtsperiode im Ver-
fahren nach Abs. 2 bis 4 zu bestellen. 

6) Einer der Regierungsräte wird auf Vorschlag des Landtages vom 
Landesfürsten zum Regierungschef-Stellvertreter ernannt. 

7) Auf Vorschlag des Landtages ernennt der Landesfürst für den Re-
gierungschef und die Regierungsräte je einen Stellvertreter, der im Falle 
der Verhinderung das betreffende Regierungsmitglied in den Sitzungen 
der Kollegialregierung vertritt. Ihre Stellvertreter sind der gleichen Land-
schaft zu entnehmen. 

8) Die Regierungsmitglieder müssen Liechtensteiner und zum Landtag 
wählbar sein. 

9) Die Amtsperiode der Kollegialregierung beträgt vier Jahre. Bis zur 
Ernennung einer neuen Regierung haben die bisherigen Regierungsmit-
glieder die Geschäfte verantwortlich weiterzuführen, es sei denn, Art. 80 
kommt zur Anwendung. 

Art. 80 

1) Verliert die Regierung das Vertrauen des Landesfürsten oder des 
Landtages, dann erlischt ihre Befugnis zur Ausübung des Amtes. Für die 
Zeit bis zum Antritt der neuen Regierung bestellt der Landesfürst unter 
Anwendung der Bestimmungen gemäss Art. 79 Abs. 1 und 8 eine Über-
gangsregierung zur interimistischen Besorgung der gesamten Landesver-
waltung (Art. 78 Abs. 1). Der Landesfürst kann auch Mitglieder der alten 
Regierung in die Übergangsregierung berufen. Vor Ablauf von vier Mo-
naten nach dem Misstrauensvotum ist eine neue Regierung für den Rest 
der Amtsperiode gemäss dem Verfahren nach Art. 79 zu bestellen. 

2) Verliert ein einzelnes Regierungsmitglied das Vertrauen des Landes-
fürsten oder des Landtages, dann wird die Entscheidung über den Verlust 
der Befugnis zur Ausübung seines Amtes zwischen Landesfürst und 
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Landtag einvernehmlich getroffen. Bis zur Ernennung des neuen Regie-
rungsmitgliedes hat der Stellvertreter die Amtsgeschäfte fortzuführen. Vor 
Ablauf von vier Monaten nach dem Misstrauensvotum ist ein neues Re-
gierungsmitglied für den Rest der Amtsperiode gemäss dem Verfahren 
nach Art. 79 zu bestellen. 

II. 

Inkrafttreten 

Dieses Verfassungsgesetz tritt am 1. Juli 2024 in Kraft. 


